
 

  

S 26 AS 843/19

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Niedersachsen-Bremen
Sozialgericht Landessozialgericht Niedersachsen-

Bremen
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Ein Kostenerstattungsanspruch nach §

36a SGB II scheidet aus, wenn das
zuständige Jobcenter lediglich mit dem
Träger des Frauenhauses direkt
abgerechnet hat, ohne der
Leistungsberechtigen Leistungen im
Sinne von § 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 SGB II
bewilligt zu haben.

Normenkette § 36a SGB II

1. Instanz

Aktenzeichen S 26 AS 843/19
Datum 22.06.2021

2. Instanz

Aktenzeichen L 13 AS 312/21
Datum 22.05.2024

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung des Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Bremen
vom 22. Juni 2021 abgeÃ¤ndert und die Klage abgewiesen. 

Der KlÃ¤ger trÃ¤gt die Kosten des Rechtsstreits. 

Die Revision wird zugelassen. 

Der Streitwert fÃ¼r das Berufungsverfahren wird auf 11.508,96 â�¬
festgesetzt.

Tatbestand
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Zwischen den Beteiligten ist strittig, in welcher HÃ¶he der Beklagte dem KlÃ¤ger
die Kosten fÃ¼r den Aufenthalt der D. E. und ihrer Tochter in einem Frauenhaus in
Bremen erstatten muss. Hierbei ist insbesondere die Erstattung der Kosten fÃ¼r die
psychosoziale Betreuung umstritten.

Die 1986 geborene, erwerbsfÃ¤hige D. E. hielt sich seit dem 27. Juni 2017 im
Bremer Frauenhaus auf und beantragte mit am 27. Juni 2017 unterschriebenem
Vordruck, der laut Eingangsstempel am 4. Juni 2017 beim KlÃ¤ger einging, fÃ¼r
sich und ihre am 10. Februar 2017 geborene Tochter F. G. die GewÃ¤hrung von
Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II). Hierbei gab sie an,
zuvor in Hanau gewohnt zu haben. Die Aufnahme im Frauenhaus sei aufgrund
kÃ¶rperlicher/psychischer Bedrohung/Misshandlung durch den Partner notwendig
gewesen. Sie habe sich am Heimatort nicht sicher vor der Bedrohung gefÃ¼hlt. Die
Ã�bernahme der Kosten im Frauenhaus wurde ebenfalls beantragt. Die HÃ¶he der
Kosten wurde im Antragsformular nicht angegeben, ein Vertrag mit dem
Frauenhaus nicht vorgelegt. Eine Wohnungsgeberbescheinigung des Bremer
Frauenhauses und eine MeldebestÃ¤tigung waren beigefÃ¼gt. Der KlÃ¤ger gab
gegenÃ¼ber dem Frauenhaus Bremen Kostenzusicherungen ab. Mit Schreiben vom
5. Juli 2017 erteilte der KlÃ¤ger eine Kostenzusicherung fÃ¼r den Zeitraum 27. Juni
bis 31. Juli 2017 in HÃ¶he von 45,91 â�¬ pro Person und machte mit Schreiben
gleichen Datums gegenÃ¼ber dem Beklagten einen Kostenerstattungsanspruch
geltend. Am 7. Juli 2017 sprach Frau E. bei der Arbeitsvermittlung persÃ¶nlich vor,
wobei ein Profiling fÃ¼r den Zielberuf â��Helfer/in â�� Reinigungâ�� erstellt und als
gemeinsames Ziel die Aufnahme einer BeschÃ¤ftigung auf dem ersten Arbeitsmarkt
festgelegt wurde. Mit Bescheiden vom 6. Juli und 3. August 2017 gewÃ¤hrte der
KlÃ¤ger Frau E. und ihrer Tochter Leistungen nach dem SGBÂ II fÃ¼r den Zeitraum
27. Juni 2017 bis 31. Dezember 2017. Die Leistungsbewilligung erfolgte â�� laut
Bescheid vom 6. Juli 2017 â�� befristet fÃ¼r sechs Monate, da die Dauer des
Aufenthaltes im Frauenhaus noch unklar sei. Im Ã�brigen wurde der Antrag
abgelehnt. Hierbei wurden im Rahmen der Bedarfsberechnung ausschlieÃ�lich die
Regelbedarfe sowie der Mehrbedarf fÃ¼r Alleinerziehende berÃ¼cksichtigt. Kosten
der Unterkunft und Heizung oder Betreuungskosten wurden nicht berÃ¼cksichtigt.
Nach Einreichung weiterer Unterlagen (Elterngeld/Unterhaltsvorschuss) erteilte der
KlÃ¤ger mit Schreiben vom 17. August 2017 dem Frauenhaus eine
Kostenzusicherung fÃ¼r den Zeitraum 1. bis 31. August 2017 in HÃ¶he des
preisrechtlich genehmigten bzw. mit dem Senator fÃ¼r Arbeit, Frauen, Gesundheit,
Jugend und Soziales vereinbarten Pflegesatzes. Der Eigenanteil betrage insgesamt
83,71 â�¬. Gleichlautende Kostenzusicherungen erfolgten nachfolgend auch fÃ¼r
die Monate September und Oktober 2017. Mit Bescheid vom 17. August 2017
gewÃ¤hrte der KlÃ¤ger Frau E. und ihrer Tochter ab dem 1. August 2017 0 â�¬ und
hob die insoweit bereits ergangenen Bescheide wegen Ã¼bersteigenden
Einkommens auf. Ab August 2017 bestehe kein Leistungsanspruch beim Jobcenter
mehr. Die Kosten fÃ¼r Unterkunft im Frauenhaus betrÃ¼gen in den Monaten Juli,
August, Oktober und Dezember 2017 2.846,42 â�¬ und im September und
November 2017 2.754,80 â�¬. Ab August kÃ¶nnten nicht mehr die vollen Kosten
der Unterkunft zugesichert werden. Sie hÃ¤tten diesbezÃ¼glich einen Eigenanteil
von 83,71 â�¬ zu tragen. Kosten der Unterkunft und Heizung oder Kosten der
psychosozialen Betreuung wurden in den BerechnungsbÃ¶gen der
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Bewilligungsbescheide weiterhin nicht aufgefÃ¼hrt. Nach AnhÃ¶rung hob der
KlÃ¤ger zudem die Bewilligungsentscheidungen fÃ¼r Juli teilweise und fÃ¼r August
2017 (nochmals) ganz auf und forderte die Ã�berzahlung von Frau E. und der
Tochter zurÃ¼ck. 

Mit Schreiben vom 17. Juli 2017 bat der Beklagte zur PrÃ¼fung des
Erstattungsanspruchs um Ã�bersendung von Unterlagen. Mit Schreiben vom 12.
Dezember 2017 Ã¼bersandte der KlÃ¤ger dem Beklagten eine Kostenaufstellung
und machte einen Erstattungsbetrag von 12.417,11 â�¬ geltend. Aus der
Kostenaufstellung ergab sich, dass sich von den geltend gemachten Kosten pro Tag
und Person 6,23 â�¬ auf die Unterkunftskosten und 39,68 â�¬ auf die
Betreuungskosten nach Â§Â 16 Abs. 2 SGB II bezogen. Der Beklagte erkannte die
Kostenerstattungspflicht mit Schreiben vom 18. Dezember 2017 fÃ¼r den Zeitraum
27. Juni 2017 bis 17. November 2017 dem Grunde nach an. Er bat zudem um
Ã�bersendung der Bewilligungsbescheide sowie des Bewilligungsbescheides bzgl.
der Betreuungskosten gem. Â§ 16 Abs. 2 SGB II und wies hinsichtlich der
psychosozialen Betreuungsleistungen darauf hin, dass diese nur Ã¼bernommen
werden kÃ¶nnten, wenn sie rechtmÃ¤Ã�ig erbracht worden seien. Hierbei sei die
Erforderlichkeit der Leistungen Voraussetzung. Vor dem Hintergrund, dass Frau E.
ihr im Februar 2017 geborenes Kind betreut habe, kÃ¶nne die Erforderlichkeit von
Leistungen fÃ¼r die Eingliederung in das Erwerbsleben derzeit nicht nachvollzogen
werden. Es wurde um Vorlage einer entsprechenden Eingliederungsvereinbarung
gebeten. Der KlÃ¤ger erlÃ¤uterte seine Berechnungen und teilte mit, dass eine
Eingliederungsvereinbarung nicht geschlossen worden sei, da die
Leistungsbezieherin noch in Elternzeit gewesen sei. Im Hinblick auf die
anschlieÃ�ende Eingliederung in den Arbeitsmarkt sei die Notwendigkeit der
psychosozialen Betreuung jedoch gegeben. Der genaue Umfang der Betreuung sei
individuell und werde vom Frauenhaus festgelegt. 

Mit geÃ¤nderter Kostenaufstellung vom 12. April 2018 machte der KlÃ¤ger nunmehr
1.739,52 â�¬ Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung sowie 11.577,60 â�¬
Betreuungskosten geltend. Zudem wies er darauf hin, dass bisher von einem
falschen Tagessatz ausgegangen worden sei. Die Betreuungskosten seien gemÃ¤Ã�
der zwischen der Freien Hansestadt Bremen und dem Bremer Frauenhaus im
August 2017 geschlossenen Vereinbarung nach Â§ 17 SGB II gewÃ¤hrt worden.
Hierin sei der vereinbarte Tagessatz erlÃ¤utert. Es kÃ¶nne nicht nachvollzogen
werden, warum die Betreuungskosten unrechtmÃ¤Ã�ig erbracht worden sein
sollten. Der Beklagte brachte daraufhin 1.094,51 â�¬ fÃ¼r die Unterkunftskosten
zur Auszahlung und lehnte die Erstattung der Kosten fÃ¼r die psychosoziale
Betreuung ab. Er wies darauf hin, dass hinsichtlich der Kosten der psychosozialen
Betreuung offenbleiben kÃ¶nne, ob diese materiell rechtmÃ¤Ã�ig gewÃ¤hrt worden
seien, da es bereits an einer formell ordnungsgemÃ¤Ã�en Bewilligung scheitere.
Eine entsprechende PrÃ¼fung und ErmessensausÃ¼bung unter Beachtung des
Eingliederungsgedankens in Form eines Verwaltungsaktes durch die zustÃ¤ndige
BehÃ¶rde kÃ¶nne vorliegend nicht festgestellt werden. Die Entscheidung Ã¼ber die
Betreuung mÃ¼sse beim LeistungstrÃ¤ger liegen und nicht in der
Entscheidungshoheit des Frauenhauses. Leistungen zur Erwerbsintegration
kÃ¶nnten grundsÃ¤tzlich nur erwerbsfÃ¤higen HilfebedÃ¼rftigen gewÃ¤hrt werden,
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aus den Unterlagen gehe aber auch die GewÃ¤hrung von Betreuungsleistungen
fÃ¼r das minderjÃ¤hrige Kind hervor. 

Der KlÃ¤ger wandte sich im Rahmen des Verwaltungsverfahrens an das Bremer
Frauenhaus und bat um eine detaillierte Auflistung der erfolgten
Betreuungsleistungen. Das Bremer Frauenhaus teilte mit Schreiben vom 6. MÃ¤rz
2019 mit, dass bei der LeistungsempfÃ¤ngerin sowohl eine psychische und soziale
als auch eine rechtliche Stabilisierung notwendig gewesen sei. Weitere Inhalte
kÃ¶nnten aufgrund des Datenschutzes nicht mitgeteilt werden. 

Der KlÃ¤ger hat am 2. Mai 2019 Klage auf Zahlung von 11.577,60 â�¬ beim
Sozialgericht (SG) Bremen erhoben, strittig waren hierbei allein die Kosten der
psychosozialen Betreuung. Zur BegrÃ¼ndung der Klage hat er insbesondere
ausgefÃ¼hrt, dass auch die Kosten der psychosozialen Betreuung nach Â§ 16 a Abs.
1 Nr. 3 SGB II vom zustÃ¤ndigen kommunalen TrÃ¤ger nach Â§Â 36aÂ SGBÂ II zu
Ã¼bernehmen seien. Die Freie Hansestadt Bremen schlieÃ�e mit den
FrauenhÃ¤usern in Bremen Vereinbarungen ab, die die Unterbringungskosten
regelten. Es werde auch eine Pauschale fÃ¼r die Betreuung, FÃ¶rderung, Anleitung
und Ã¤hnliche MaÃ�nahmen geregelt. Sobald eine Frau in das Frauenhaus einziehe,
wÃ¼rden die Pauschalen fÃ¤llig. Erst nach einer Verarbeitung der erlebten
Situationen sei es mÃ¶glich, die Frauen in den ersten Arbeitsmarkt zu integrieren.
Auch die mitgeflÃ¼chteten Kinder mÃ¼ssten das Erlebte zunÃ¤chst verarbeiten.
Die von den Mitarbeiterinnen des Frauenhauses erbrachten Leistungen seien als
kommunale psychosoziale Betreuung einzuordnen. Die notwendigen MaÃ�nahmen
wÃ¼rden von den Mitarbeiterinnen des Frauenhauses eigenstÃ¤ndig eingeleitet,
eine jeweilige Entscheidung durch Verwaltungsakte des KlÃ¤gers sei nicht
erforderlich. Durch die Vereinbarung mit dem Frauenhaus sei auch sichergestellt,
dass nur die Hilfestellungen erfolgten, die fÃ¼r die Stabilisierung der Frauen
erforderlich seien. Eine Bewilligung jeder einzelnen MaÃ�nahme sei nicht leistbar.
Die Ã¼bersandte Vereinbarung gelte bereits seit Jahren und sei im Sommer 2017
lediglich fortgeschrieben worden. Die psychosoziale Betreuung erfolge durch die
Mitarbeiterinnen des Frauenhauses und finde in enger Abstimmung mit dem
persÃ¶nlichen Ansprechpartner beim KlÃ¤ger statt. Am 7. Juli 2017 habe ein
BeratungsgesprÃ¤ch mit Frau E. stattgefunden und die Arbeitsaufnahme sei
angestrebt worden. Seinerzeit sei eine Arbeitsaufnahme wegen der unklaren
Betreuung des Kindes nicht mÃ¶glich gewesen, zunÃ¤chst habe eine Wohnung
angemietet werden mÃ¼ssen. Hierbei sei die UnterstÃ¼tzung der Betreuerinnen im
Frauenhaus notwendig gewesen. Der KlÃ¤ger hat die zwischen der Freien
Hansestadt Bremen und dem Bremer Frauenhaus, Frauen helfen Frauen e.V.
geschlossene Vereinbarung nach Â§ 17 SGB II aus August 2017 sowie die
vorhergehende Vereinbarung aus dem Jahr 2014 vorgelegt. Wegen des Inhalts
dieser Vereinbarungen wird auf die Gerichtsakte Bezug genommen.

Der Beklagte hat zur Klageerwiderung ausgefÃ¼hrt, dass Voraussetzung fÃ¼r eine
KostenÃ¼bernahme sei, dass eine rechtmÃ¤Ã�ige Bewilligungsentscheidung des
KlÃ¤gers vorliege. Â§ 16a SGBÂ II setze tatbestandlich eine Erforderlichkeit voraus
und auf der Rechtsfolgenseite eine ErmessensausÃ¼bung. Die PrÃ¼fung des
Anspruchs sei eine hoheitliche Aufgabe und kÃ¶nne nicht an einen privatrechtlich
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organisierten Verein Ã¼bertragen werden. Nur die Leistungserbringung kÃ¶nne
nach Â§ 17 SGB II durch Dritte erfolgen. Eine Erstattung sei nur bei einer
einzelfallbezogenen PrÃ¼fung des zustÃ¤ndigen LeistungstrÃ¤gers mÃ¶glich. Eine
einzelfallbezogene PrÃ¼fung sei im vorliegenden Verfahren â�� auch nach
Durchsicht der Verwaltungsakte des KlÃ¤gers â�� nicht ersichtlich. Hilfsweise sei
darauf hinzuweisen, dass die vorliegende Vereinbarung erst nach der Aufnahme von
Frau E. ins Bremer Frauenhaus geschlossen worden sei. Sie sei rÃ¼ckwirkend zum
1. April 2017 im August 2017 abgeschlossen worden. Ein enger Kontakt des
persÃ¶nlichen Ansprechpartners beim KlÃ¤ger mit dem Frauenhaus ergebe sich aus
den vorliegenden Unterlagen nicht. Auch ein ErstgesprÃ¤ch mit Frau E. folge aus
den Unterlagen nicht, vielmehr sei gerade nicht angekreuzt worden, dass das
GesprÃ¤ch stattgefunden habe. Eine PrÃ¼fung, ob die Erbringung von
Betreuungsleistungen erforderlich gewesen sei, ergebe sich aus den im
Klageverfahren vorgelegten Unterlagen ebenfalls nicht. Vielmehr habe bereits beim
ErstgesprÃ¤ch die Aufnahme einer BeschÃ¤ftigung im Fokus gestanden, nicht
hingegen die vorrangige psychische Stabilisierung von Frau E.. 

Das SG hat den Beklagten mit Urteil vom 22. Juni 2021 verurteilt, an den KlÃ¤ger
11.508,96 â�¬ zu zahlen und die Klage im Ã�brigen abgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung
hat das SG insbesondere ausgefÃ¼hrt, Rechtsgrundlage des
Kostenerstattungsanspruchs sei Â§ 36a SGB II. ErstattungsfÃ¤hig seien hiernach
solche Kosten, die fÃ¼r die Zeit des Aufenthalts im Frauenhaus beim hierfÃ¼r
zustÃ¤ndigen kommunalen TrÃ¤ger verursacht worden seien. Aufwendungen fÃ¼r
Kinder seien ebenfalls erstattungsfÃ¤hig, da sie zusammen mit der Mutter Zuflucht
im Frauenhaus suchten. Zur Beurteilung der RechtmÃ¤Ã�igkeit komme es darauf
an, ob die Leistungen dem materiellen Recht entsprechend erbracht worden seien.
Neben den Kosten der Unterkunft gehÃ¶rten auch Kosten fÃ¼r Leistungen nach Â§
16a SGB II zu den erstattungsfÃ¤higen Kosten. Hier begehre der KlÃ¤ger die
Erstattung der Kosten fÃ¼r die psychosoziale Betreuung nach Â§ 16a Nr. 3 SGB II.
Der KlÃ¤ger habe diese Leistungen mit Hilfe Dritter erbracht. Dem stehe nicht
entgegen, dass der KlÃ¤ger keinen diesbezÃ¼glichen ausdrÃ¼cklichen schriftlichen
Bescheid erlassen habe. Die Bewilligung sei durch die Kostenzusicherungen erfolgt.
Frau E. habe angegeben, kÃ¶rperliche/psychische Misshandlungen durch den
Partner erlebt zu haben und sich am Heimatort vor der Bedrohung nicht sicher zu
fÃ¼hlen. Mit der Leistungsbeschreibung des Frauenhauses werde ausdrÃ¼cklich
klargestellt, dass eine Aufnahme der Frauen und ihrer Kinder nur erfolge, wenn es
sich um bedrohte und misshandelte Personen handele, die Schutz und
UnterstÃ¼tzung benÃ¶tigten. Solche Leistungen habe das Frauenhaus erbracht.
Dies folge aus der Antwort an den KlÃ¤ger, dass eine psychische, soziale und
rechtliche Stabilisierung notwendig gewesen sei. In einer u.a. durch
Gewalterfahrungen, Verlust von bisherigen Bindungen und der Wohnung
geprÃ¤gten Situation, wie sie fÃ¼r Zufluchtsuchende in FrauenhÃ¤usern typisch
sei, sei die Entwicklung tragfÃ¤higer beruflicher Perspektiven ohne psychische und
soziale Stabilisierung nicht denkbar, erscheine jedenfalls aber in der Prognose nach
allgemeiner Lebenserfahrung wenig erfolgversprechend. Es sei ohne weiteres
nachvollziehbar, dass eine Stabilisierung erforderlich gewesen sei. Unter
BerÃ¼cksichtigung der in einem Frauenhaus bestehenden besonderen Situation, in
der ein stÃ¤ndig prÃ¤sentes niederschwelliges Angebot notwendig sei, mit dem

                               5 / 9

https://dejure.org/gesetze/SGB_II/17.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/36a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/16a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/16a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/16a.html


 

jederzeit bedarfsgerecht auf die aktuelle Situation der betreuten Frauen und Kinder
reagiert werden mÃ¼sse, kÃ¶nnten keine Ã¼berhÃ¶hten Anforderungen an die
Dokumentation der einzelnen Betreuungsleistungen gestellt werden. Diese
bezÃ¶gen sich auch auf die Tochter. Der KlÃ¤ger habe sich auch nicht allein auf die
EinschÃ¤tzung der Mitarbeiterinnen des Frauenhauses verlassen, sondern am 7. Juli
2017 ein BeratungsgesprÃ¤ch zur Eingliederung gefÃ¼hrt und damit die vom
Frauenhaus vorgenommene EinschÃ¤tzung selbst Ã¼berprÃ¼ft. Der kommunale
TrÃ¤ger kÃ¶nne sich auch der Hilfe Dritter bedienen. Das SG hat zudem weitere
AusfÃ¼hrungen hinsichtlich der anwendbaren Vereinbarung hinsichtlich der Kosten
und der nicht anzuwendenden rÃ¼ckwirkenden Vereinbarung gemacht. Mit
Beschluss vom 3. August 2021 hat das SG den Tenor des Urteils dahingehend
berichtigt, dass der Beklagte die Kosten des Rechtsstreits zu tragen hat, nachdem
zuvor eine Kostentragung nur hinsichtlich der auÃ�ergerichtlichen Kosten
vorgesehen war.Â  

Der Beklagte hat am 23. Juli 2021 Berufung gegen das am 6. Juli 2021 zugestellte
Urteil eingelegt. Unter Wiederholung seiner bisherigen AusfÃ¼hrungen weist er
insbesondere darauf hin, dass eine PrÃ¼fung der Notwendigkeit psychosozialer
Betreuung durch den KlÃ¤ger (im Rahmen des BeratungsgesprÃ¤chs) nicht
ersichtlich sei und die diesbezÃ¼glichen AusfÃ¼hrungen des SG nicht
nachvollzogen werden kÃ¶nnten. Es sei zudem Ã¼berhaupt nicht erkennbar, ob
Betreuungsleistungen fÃ¼r das Kind erbracht worden seien. 

Der Beklagte beantragt, 

das Urteil des SG Bremen vom 22. Juni 2021 abzuÃ¤ndern und die Klage insgesamt
abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.Â  

Zur Berufungserwiderung verweist er auf die angegriffene Entscheidung.

Die Beteiligten haben einer Entscheidung des Senats durch Urteil ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung zugestimmt. 

Wegen weiterer Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die Verwaltungs-
und Prozessakten Bezug genommen. 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die zulÃ¤ssige, insbesondere fristgerecht eingelegte Berufung, Ã¼ber die der Senat
mit dem EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
entscheidet (Â§ 153 Abs. 1, 124 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG), ist begrÃ¼ndet. 

Gegenstand des Verfahrens ist der Kostenerstattungsanspruch des KlÃ¤gers gegen
den Beklagten in HÃ¶he von 11.508,96 â�¬. Soweit das SG die Klage im Ã�brigen
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abgewiesen hat, ist das Urteil rechtskrÃ¤ftig geworden, da der KlÃ¤ger keine
Berufung eingelegt hat. 

Zutreffend hat das SG die Klage als echte Leistungsklage nach Â§ 54 Abs. 5 SGG als
zulÃ¤ssig angesehen. Die Klage ist jedoch unbegrÃ¼ndet, das Urteil des SG Bremen
vom 22. Juni 2021 daher aufzuheben. Der KlÃ¤ger hat keinen Erstattungsanspruch
gegen den Beklagten. Zutreffend hat der Beklagte die Erstattung der im
Zusammenhang mit der psychosozialen Betreuung der Frau E. und ihrer Tochter
entstandenen und allein streitbefangenen Kosten wÃ¤hrend des Aufenthaltes im
Frauenhaus Bremen abgelehnt. Das Urteil des SG Bremen war daher abzuÃ¤ndern
und die Klage insgesamt abzuweisen. 

GemÃ¤Ã� Â§ 36a SGB II ist der kommunale TrÃ¤ger am bisherigen gewÃ¶hnlichen
Aufenthaltsort verpflichtet, dem durch die Aufnahme im Frauenhaus zustÃ¤ndigen
kommunalen TrÃ¤ger am Ort des Frauenhauses die Kosten fÃ¼r die Zeit des
Aufenthalts im Frauenhaus zu erstatten, wenn eine Person in einem Frauenhaus
Zuflucht sucht. Hierbei umfasst die Kostenerstattungspflicht grundsÃ¤tzlich auch
Leistungen der psychosozialen Betreuung nach Â§ 16a Nr. 3 SGB II
(Bundessozialgericht [BSG], Urteil vom 23. Mai 2012 â�� B 14 AS 190/11 R â��
juris). Der KlÃ¤ger ist durch die Aufnahme der Frau E. und deren Tochter im
Frauenhaus in seinem Bezirk zustÃ¤ndiger TrÃ¤ger geworden (Â§ 36 Satz 2 SGB II),
der Beklagte ist der kommunale TrÃ¤ger am bisherigen Wohnort. 

Der Beklagte ist jedoch nicht zur Erstattung der Kosten der psychosozialen
Betreuung verpflichtet. Denn die Leistungen, fÃ¼r die Kostenerstattung verlangt
werden kann, mÃ¼ssen nicht nur in eigener Ã¶rtlicher ZustÃ¤ndigkeit, sondern
auch im Ã�brigen rechtmÃ¤Ã�ig erbracht worden sein (KrauÃ� in: Hauck/Noftz, SGB
II, 4. ErgÃ¤nzungslieferung 2024, Â§ 36a Rn. 24). Wurden Leistungen zu Unrecht
erbracht, d.h. ohne dass hierfÃ¼r ein Rechtsgrund nach dem SGBÂ II bestand, sind
die hierdurch verursachten Kosten nicht vom frÃ¼her zustÃ¤ndigen kommunalen
TrÃ¤ger zu erstatten. Bei einer rechtswidrigen LeistungsgewÃ¤hrung bestand dann
nÃ¤mlich keine Leistungspflicht des kommunalen TrÃ¤gers am Ort des
Frauenhauses. Dann kann aber eine Erstattungspflicht des bisher zustÃ¤ndigen
kommunalen TrÃ¤gers auch nicht entstehen (vgl. Landessozialgericht [LSG] Baden-
WÃ¼rttemberg, Urteil vom 4. November 2020 â�� L 2 AS 3911/18 â�� juris Rn. 45
m. w. N.).

Vorliegend kann dahinstehen, ob und in welchem Umfang das Frauenhaus
psychosoziale Betreuungsleistungen fÃ¼r Frau E. und ihre Tochter tatsÃ¤chlich
erbracht hat. Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass tatsÃ¤chlich Leistungen fÃ¼r die wenige
Monate alte Tochter erbracht wurden, ergeben sich aus den vorliegenden
Unterlagen, insbesondere dem Schreiben des Frauenhauses an den KlÃ¤ger,
allerdings nicht. 

Grundlage des Kostenerstattungsanspruchs kÃ¶nnen nur an die
Leistungsberechtigten rechtmÃ¤Ã�ig erbrachte Leistungen sein. Denn von der
Erstattungspflicht nach Â§ 36a SGB II werden alle Leistungen erfasst, die vom
kommunalen TrÃ¤ger nach Â§ 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 SGB II an die leistungsberechtigte

                               7 / 9

https://dejure.org/gesetze/SGG/54.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/36a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/16a.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2014%20AS%20190/11%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/36.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%202%20AS%203911/18
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/36a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/6.html


 

Frau und die mit ihr in Bedarfsgemeinschaft lebenden Kinder fÃ¼r die Zeit des
Aufenthaltes im Frauenhaus rechtmÃ¤Ã�ig erbracht werden (vgl. BSG, Urteil vom
23. Mai 2012 â�� B 14 AS 190/11 R â�� juris Rn. 23 und Urteil vom 8. MÃ¤rz 2023
â�� B 7 AS 7/22 R â�� juris Rn. 27). Bereits an einer Leistungserbringung an Frau E.
und ihre Tochter scheitert jedoch vorliegend der Kostenerstattungsanspruch des
KlÃ¤gers. Denn wÃ¤hrend des dem hiesigen Verfahren zugrundeliegenden
Leistungsbezuges der Frau E. und ihrer Tochter beim KlÃ¤ger hat dieser zu keinem
Zeitpunkt gegenÃ¼ber den Leistungsberechtigten Leistungen fÃ¼r deren
psychosoziale Betreuung gewÃ¤hrt. SÃ¤mtliche Bewilligungsbescheide umfassten
lediglich die jeweiligen Regelbedarfe sowie einen Mehrbedarf fÃ¼r Alleinerziehung.
Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung oder psychosoziale Betreuung sind den
Leistungsberechtigten zu keinem Zeitpunkt gewÃ¤hrt worden. Der KlÃ¤ger hat
vielmehr mit Bescheid vom 17. August 2017 die Bewilligung von Leistungen nach
dem SGB II gegenÃ¼ber den Leistungsberechtigten insgesamt aufgehoben und
ausgefÃ¼hrt, ein Anspruch gegenÃ¼ber dem Jobcenter bestehe ab August 2017
nicht mehr. In solchen FÃ¤llen entfÃ¤llt die Erstattungspflicht (vgl. BÃ¶ttiger in:
Luik/Harich, SGB II, 6. Auflage 2024, Â§ 36a Rn. 38). Da die Leistungen, fÃ¼r die
von dem kommunalen TrÃ¤ger Kostenerstattung verlangt wird, nach Â§ 6 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 SGB II an die leistungsberechtigte Frau und die mit ihr in
Bedarfsgemeinschaft lebenden Kinder fÃ¼r die Zeit des Aufenthaltes im
Frauenhaus rechtmÃ¤Ã�ig erbracht worden sein mÃ¼ssen, sind erstattungsfÃ¤hig
nur solche Aufwendungen, die einzelnen Personen zugeordnet werden kÃ¶nnen.
Hier kann dahinstehen, ob der Anspruch daran scheitert, dass der KlÃ¤ger keine
EinzelfallprÃ¼fung dahingehend vorgenommen hat, ob â�� neben der
SchutzgewÃ¤hrung durch Vorhaltung von Unterkunft und Verpflegung â�� eine
psychosoziale Betreuung erforderlich ist (vgl. LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom
24. Mai 2017 â�� L 7 AS 2262/14), denn es fehlt bereits insgesamt an einer
LeistungsgewÃ¤hrung gegenÃ¼ber den Leistungsberechtigten. Die
Kostenzusicherung gegenÃ¼ber dem Frauenhaus oder die Bezahlung der
Rechnungen stellen keine LeistungsgewÃ¤hrung gegenÃ¼ber den nach dem SGB II
Leistungsberechtigten dar und vermÃ¶gen eine solche auch nicht zu ersetzen. Hier
hat der KlÃ¤ger zudem gegenÃ¼ber Frau E. mitgeteilt, dass diese ab August 2017
keinerlei Anspruch mehr gegen das Jobcenter habe. Dies ist mit dem nunmehr
geltend gemachten Erstattungsanspruch, der auf einer Leistungserbringung an sie
aufbaut, nicht in Einklang zu bringen. Wenn das Jobcenter â�� wie hier â�� lediglich
direkt mit dem TrÃ¤ger des Frauenhauses abrechnet, ohne den
Leistungsberechtigten nach dem SGB II Leistungen im Sinne von Â§ 6 Abs. 1 S. 1 Nr.
2 SGBÂ II zu bewilligen, wobei eine â�� hier nicht erkennbare â�� formlose
Bewilligung ausreichen wÃ¼rde (vgl. BÃ¶ttiger a.a.O. Rn. 37), liegt keine
GewÃ¤hrung von rechtmÃ¤Ã�igen Leistungen nach dem SGB II vor. Denn Â§ 36a
SGB II regelt einen Erstattungsanspruch fÃ¼r an leistungsberechtigte Personen
erbrachte Leistungen, nicht aber einen Erstattungsanspruch fÃ¼r an die
FrauenhÃ¤user aufgrund einer Vereinbarung nach Â§ 17 Abs. 2 SGB II erbrachte
Zahlungen (vgl. Aubel in: jurisPK-SGB II, 5. Auflage 2020, Â§ 36a, Stand 26. Juni
2022, Rn. 9.1; unklar insoweit hinsichtlich der Erforderlichkeit einer
Leistungsbewilligung BSG, Urteil vom 23. Mai 2012 â�� B 14 AS 190/11 R â�� juris
Rn. 24 ff.). Hieran vermag auch der Umstand, dass der KlÃ¤ger aufgrund der
Kostenzusicherung gegenÃ¼ber dem Frauenhaus zur Zahlung verpflichtet gewesen
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sein kÃ¶nnte, nichts zu Ã¤ndern, da dies einen Kostenerstattungsanspruch
gegenÃ¼ber dem Beklagten nicht auslÃ¶st. Die allein an das Frauenhaus
adressierten Kostenzusicherungen kÃ¶nnen nicht als (formlose)
Leistungsbewilligung ausgelegt werden. Dies macht auch der KlÃ¤ger selbst nicht
geltend, sondern er trÃ¤gt ausdrÃ¼cklich vor, dass eine Leistungsbewilligung nicht
erfolgt und auch nicht erforderlich gewesen sei.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 SGG i. V. m. Â§ 154 Abs. 1
Verwaltungsgerichtsordnung.

Die Revision war wegen grundsÃ¤tzlicher Bedeutung im Sinne des Â§ 160 Abs. 2 Nr.
1 SGG zuzulassen. 

Die Entscheidung Ã¼ber den Streitwert folgt aus Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 SGG i. V. m. 
Â§ 52 Abs. 1 und 3 S. 1 Gerichtskostengesetz.

Â 

Erstellt am: 17.09.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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